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Referendum: Vom Vorgehen irritiert
Die politischen Parteien des
Landes nehmen zur Kenntnis,
dass gegen das Partnerschafts-
gesetz ein Referendum ergrif-
fen worden ist. Freie Liste und
FBP finden es jedoch irritierend
und eigenartig, dass die Gruppe
«Vox populi» sich einer öffent-
lichen Debatte verschliesst.

Von Desirée Vogt

Vaduz. – Am Montag kündigte die
jüngst gegründete Gruppierung «Vox
Populi» – zuDeutsch «StimmedesVol-
kes» –, dass sie gegen das vomLandtag
verabschiedete Partnerschaftsgesetz
dasReferendumergreift.DiessesRecht
steht jedemLiechtensteiner zu – doch
die Art undWeise, wie in diesem Fall
vorgegangenwird,stösst nicht bei allen
aufVerständnis.

«Nicht den Hauch einer Chance»
So betont die Freie Liste in einer Stel-
lungnahme, dass sie sich von den In-
halten und Zielen der Gruppe ent-
fernt. «Die Gruppe verschliesst sich
einer öffentlichen Debatte zum The-
ma undwill nicht weiter Stellung neh-
men. Ein solches Vorgehen irritiert»,
so Geschäftsleiterin Helen Konzett-
Bargetze. Nun bleibe abzuwarten, ob
die nötigen 1000 Unterschriften zu-
stande kommen. Die Freie Liste ist
überzeugt, dass das im Landtag ein-
stimmig beschlossene Partnerschafts-
gesetz in der Bevölkerung breit ak-
zeptiert sei. «Die abstrusen und men-
schenverachtenden Argumente der
Gegner negieren komplett die Men-
schenrechte von homosexuellenMen-
schen und stellen den Inhalt des Part-
nerschaftsgesetzes sehr verzerrt dar»,

so Konzett-Bargetze. Deshalb glaubt
sie, dass das Referendum von «Vox
populi» bei einer Volksabstimmung
nicht den Hauch einer Chance hätte.

«Hinter dem Namen versteckt»
Mit Sorge nimmt indes die FBP zur
Kenntnis, dass ausser Johannes Schra-
ner jenePersonen,die dasReferendum
ergreifen, nicht bekannt sind und sich
hinter dem NamenVox populi verber-
gen.DenMedien sei zu entnehmen ge-
wesen, dass die Gruppierung im Zu-
sammenhang mit dem Referendum
keinerlei Interviews geben werde.Wei-
ter werde sie auch an allenfalls stattfin-
denden öffentlichen Foren oder Dis-
kussionen nicht teilnehmen. «Die FBP
erachtet dieVerweigerung einer öffent-
lichen Diskussion der Mitglieder von
Vox populi als eigenartiges Demokra-
tieverständnis», heisst es in einer Me-
dienmitteilung. Die FBP geht davon
aus, dass die Interessengemeinschaft
auch keinerlei inhaltlichenArgumente
gegen das Partnerschaftsgesetz hat,
sondern ausschliesslich emotionale
Einwände vorbringen könne, die jeder
modernenGesellschaft widersprechen
würden.
Nicht unkommentiert lassen will

die FBP auch den Vorwurf, dass der
Landtag in dieser Frage dasVolk nicht
vertrete, obwohl es kritische Stimmen
gegeben habe. «DieVolksabstimmung
wird zeigen, inwieweit der Landtag
dasVolk in dieser Frage vertreten hat.
Die FBP ist zuversichtlich, dass eine
grosse Mehrheit des Liechtensteiner
Stimmvolkes dieser Gesetzesvorlage
ihre Zustimmung erteilen wird.»Wei-
ters kündigen die Verantwortlichen
der Partei an, die Bevölkerung aktiv
über dieGesetzesvorlage zu informie-
ren und ihren Beitrag dazu zu leisten,
dass das Gesetz inkraft treten kann,

sollten die nötigen Unterschriften ge-
funden werden und das Referendum
zustande kommen.

«Nicht wichtig, wer dahintersteckt»
Etwas anders sieht das einzigVU-Par-
teipräsidentAdolfHeeb.JedemBürger
und jederOrganisation stehedasRecht

zu, ein Referendum zu ergreifen. «Da-
bei ist es nicht wichtig, wer dahinter-
steckt. Jeder ist frei, zu entscheiden,
wie er das machen will.Auch muss er
nicht indieDiskussioneingreifen– die
wird sich ohnehin ergeben», so Heeb.
Johannes Schraner werde seine Grün-
de dafür haben, dass er der Gruppie-

rung mit seinem Namen vorstehe.
Heeb ist auch nicht wirklich über-
rascht, dass nun doch noch ein Refe-
rendum gegen das Partnerschaftsge-
setz ergriffen wurde. «Wenn man das
Ohr beimVolk hatte, konnte man doch
bestimmteAbneigungen und viele kri-
tische Stimmen feststellen. Meines Er-
achtens kam die Diskussion über die
Sache selbst im Landtag zu kurz, das
Thema blieb praktisch undiskutiert
und wurde quasi durchgewunken», so
Heeb. Sicher werde dieVU dieThema-
tik jetzt noch einmal diskutieren, eine
klare Position, sprich ein «Pro» oder
«Kontra», werde die Partei aber ver-
mutlich nicht einnehmen. «Hier geht
es um eine ethische Frage, die jeder
Bürger für sich selbst beantworten
muss.» Dass die Gruppierung 1000
Unterschriften sammeln wird, daran
zweifeltAdolf Heeb nicht. Und sollte
es zu einerAbstimmung kommen, ist
er überzeugt, «dass das Ergebnis um
einiges knapper wird als im Landtag».

DasWahlresultat in Baden-
Württemberg wurde laut zahl-
reicher Medien von den Ereig-
nissen in Japan beeinflusst. Das
«Vaterland» befragteWilfried
Marxer, Politikwissenschaftler
am Liechtenstein-Institut, über
den Einfluss von globalen Er-
eignissen auf regionaleWahlen.

Mit Wilfried Marxer sprach
Stefan Batliner

HerrMarxer, Winfried Kretschmannwird
voraussichtlich der erste grüneMinister-
präsident in Deutschland. In den letzten
Wochen sah es nicht nach einem Wahl-
sieg der Grünen in einem traditionellen
CDU-Bundesland aus. Medien und Po-
litiker sprechen der Atomenergiedebatte
grossen Einfluss auf den Wahlausgang
zu. Wie stark kann ein einzelnes aktuel-
les Ereignis eine Wahl beeinflussen?
Wilfried Marxer: Ein einzelnes Ereig-
nis kann einenWahlausgang tatsäch-
lich beeinflussen. Meist sind das aber
eher nationale oder regionale Vor-
kommnisse. Bei den Bundestagswah-
len 2002 hat das überzeugende Kri-
senmanagement beim Elbehochwas-
ser bekanntlich Kanzler Schröder in
letzter Minute eine zweite Amtszeit
beschert. Bei internationalen Ereig-
nissen braucht es dazu schon einen
ausserordentlichen Schock wie etwa
die Reaktorkatastrophe in Japan.Dies
fiel in Deutschland auf politisch
fruchtbaren Boden, weil es parteipo-
litisch in der Frage der Sicherheit, der
Laufzeiten und desAusbaus oderAus-
stiegs bereits eine starke Kontroverse
gab.Mit demReaktorunglück in Japan
landete dieses Thema in Deutschland
plötzlich zuoberst auf derAgenda und
hatte starken Einfluss auf den Wahl-
ausgang am letzten Sonntag. Das al-
lein erklärt den Wahlausgang in Ba-
den-Württemberg aber noch nicht.

Ist die Atomenergie und allgemein die

Radioaktivität ein besonderes Problem
oder könnte ein grosses Tankerunglück
Grüne vergleichbar in Front bringen?
Zwischenfälle im Zusammenhangmit
Atomenergie – die weniger spektaku-
lären Störungen ausgenommen – ha-
ben zusätzlich zwei Besonderheiten:
Erstens hat Radioaktivität immer et-
was Unheimliches an sich, weil sie
nicht sichtbar ist und daher die Men-
schen verängstigt. Und zweitens sind
Zwischenfälle bei Atomkraftwerken,
wenn sie über die Störungen hinaus-
gehen, sehr folgenschwer und können
dicht bevölkerte Gebiete oder auch
mehrere Kontinente mit einbeziehen.
Tankerunglücke und Zwischenfälle
bei der Erdölgewinnung erlangen
auchmediale Präsenz, aber sie führen
nicht dazu, dass der Erdölkonsum als
solcher in Frage gestellt wird, weil die
persönliche Betroffenheit anders ist.

Sie sagten, dass Fukushima den Sieg
der Grünen nicht allein ermöglichte.
Welche anderen Faktoren spielten mit?
Die Auseinandersetzung um das
Bahnhofsprojekt Stuttgart 21, als et-
wa im September 2010 auch konser-
vative, bürgerliche Demonstranten
verprügelt wurden, war am letzten
Wochenende noch nicht vergessen.
Hinzu kommt, dass der scheidende
Ministerpräsident in einen Energiebe-
trieb investierte, dessen Energie zu
über 50 Prozent aus Atomkraftwer-
ken stammt. Vor dem GAU in Japan
konnte ein Politiker, der sich für
Atomenergie einsetzte, noch mit der
CO2-Bilanz punkten. Atomkraftwer-
ke sind jetzt aber desavouiert. Ich ge-
he davon aus, dass in Zukunft keine
Partei mehr in Deutschland mit der
Atomkraft auf Stimmenfang gehen
will.

In einem föderalen System gibt es aus-
serdem vielfach bundespolitische Ef-
fekte, die Wahlentscheidungen auf
Länderebene beeinflussen. Die
schwarz-gelbe Koalition in Berlin hat
in letzter Zeit nicht gerade geglänzt,

«Ein einzelnes Ereignis kann einen Wahlausgang beeinflussen»

sondern ebenfalls die Oppositionspar-
teien in den Ländern beflügelt.
Schliesslich ist noch zu beachten, dass
die Wahlbeteiligung in Baden-Würt-
temberg am letztenWochenende ge-
genüber den letztenWahlenum fast 13
Prozentpunkte gestiegen ist. Es ist da-
von auszugehen, dass diese zusätzli-
cheMobilisierung vor allemUnzufrie-
dene betraf, die an der Urne ihren Un-
mut ausdrückten und gegen die amtie-
renden Parteien votierten. Man könn-
te aber noch mehr Gründe anführen.

Unterstützen Sie die These, dass die
Wahlen in Baden-Württemberg einer
Volksabstimmung über die Atomenergie
gleichzusetzen sind?
Das würde ich in der Tendenz so se-

hen,aber ergänzen,dass dies nicht das
einzige wahlentscheidende Thema
war.

Können Sie weitere von den regionalen
Politikern nicht beeinfluss- und bere-
chenbare Eventualitäten ausserhalb ei-
nes Herrschaftsgebietes nennen, die
ähnliche Umwälzungen der politischen
Mehrheitsverhältnisse verursachten?
Die Anschläge auf das Word Trade
Center in NewYork hatten sicher das
Potenzial dazu. Solche Ereignisse un-
terstützen eher Law-and-order-Partei-
en. Während der Finanz- und Wirt-
schaftskrise konnteman auch feststel-
len, dass bestimmteThemen und Ziel-
setzungen unvermittelt anWichtigkeit
gewannen und jenen Parteien Zuge-

winne brachten, denen man zutraute,
mit der neuen Situation am besten
umzugehen. Das haben die FBP und
die Freie Liste bei den Landtagswah-
len 2009 negativ, die VU positiv zu
spüren bekommen.

Wäre eine «Denkzettel-Wahl» wie in Ba-
den-Württemberg auch in Liechtenstein
denkbar, wenn es um ein Themenfeld
ginge, auf welches die Politiker direkt
Einfluss nehmen können?
Unser politisches System unterschei-
det sich substanziell vom deutschen
durch die Volksabstimmungen. Bei
uns staut sich der Frust der Wähler
über eine bestimmte Politik nicht bis
zu den nächsten Parlamentswahlen
an. EineVorlage kann mit einerVolks-
abstimmung gekippt werden, sodass
einVentil gegeben ist. Das bringt eine
gewisse Entlastung bei denWahlen.Es
ist tatsächlich so, dass sich dieWähle-
rinnen undWähler beiAbstimmungen
nur beschränkt an die Empfehlungen
ihrer Stammpartei halten. Man kann
also in der Sache gegen die Partei
stimmen, der man normalerweise am
nächsten steht und sie bei den nächs-
tenWahlen trotzdem unterstützen.

Sie sagten, dass in Deutschland die
Atomkraftwerke schon lange in der Kritik
standen und die Gegner daher nach dem
GAU in Japan mit vielen Wählern rech-
nen konnten. Gibt es in Liechtenstein ein
ähnliches Potenzial, ummit Themen aus
dem Bereich Energie zu punkten?
Solch ein Potenzial sehe ich in Liech-
tenstein nicht, weil alle drei Parteien
für erneuerbare Energien eintreten
und sich kein Lager für Atom- oder
Kohlekraft starkmacht. Die Energie-
frage polarisiert also nicht so starkwie
in Deutschland, die Parteien unter-
scheiden sich diesbezüglich eher gra-
duell als prinzipiell. Eine Kontroverse
könnte neu entstehen,wenn Pläne für
ein Rheinkraftwerk reaktiviert wür-
den. Es ist allerdings offen, wie sich
die Parteien diesbezüglich positionie-
ren würden.

Wilfried Marxer, Politologe am Liechtenstein Institut: «Bei uns staut sich der
Frust der Wähler über eine bestimmte Politik nicht bis zu den nächsten Parla-
mentswahlen an.» Bild Daniel Schwendner

Unter www.vox-populi.li ist seit gestern
unter dem Link «über uns» zu lesen:

■Die Interessengemeinschaft Vox po-
puli besteht aus Liechtensteiner Bürge-
rinnen und Bürgern unterschiedlichen
Alters und Couleurs. Der Zusammen-
schluss erfolgte im Jahr 2011 nach
dem einstimmigen Landtagsbeschluss
vom 16. März, welcher die Einführung
des Partnerschaftsgesetzes mit 21:0
Stimmen verabschiedete. Dieser Ent-
scheid ist vor allem wegen seiner Ein-

deutigkeit unglaubwürdig. Wir sind der
Meinung, dass dieser Beschluss nicht
das Stimmungsbild im Lande wider-
spiegelt. Aus diesem Grund haben wir
uns entschlossen, das Referendum zu
ergreifen.

■ Auch bei zukünftigen Landtagsbe-
schlüssen, welche unserer Ansicht nach
nicht im Sinne der Bevölkerung abge-
handelt und verabschiedet werden, ist
ein Referendum für uns das einzige Mit-
tel, um dem Volk Gehör zu verschaffen.

VOX POPULI

Helen Konzett-Bargetze (FL): «Gruppe
verschliesst sich öffentlicher Debatte.»

Alexander Batliner (FBP): «Ein eigen-
artiges Demokratieverständnis.»

Adolf Heeb (VU): «Das Thema wurde
zu wenig diskutiert.»


